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1.
Ausbildung: Plus im Einzelhandel 
2005 war für die Unternehmen des Einzelhandels ein besonders schwieriges Jahr, das letztlich aber wieder gezeigt hat, wie hoch der Stellenwert der Berufsausbildung im Einzelhandel ist. Ausbildung wird trotz anhaltend schwacher Konsumkonjunktur als Instrument zur Sicherung der personalen Leistungsfähigkeit der Unternehmen und zur systematischen Nachwuchsförderung betrachtet, keineswegs aber als Manövriermasse für konjunkturell oder wirtschaftlich erforderliche Anpassungsprozesse. Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, dass es im Einzelhandel in den letzten Jahren zumeist einen Zuwachs bei den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen gab, obwohl die Entwicklung von Umsatz, Arbeitszeitvolumen, Unternehmenszahl und Beschäftigung eine andere Entwicklungsrichtung hätte vorgeben können. Der Einzelhandel hat in den letzten Jahren in hohem Maße antizyklisch ausgebildet. So wurde von 1995 bis 2001 die jährliche Zahl der Neueinstellung von Auszubildenden von 56.000 auf 69.000 gesteigert; in 2002 gab es einen Rückgang auf 64.000 Neuverträge, der sich 2003 in verlangsamter Form fortgesetzt hat. Mit der Neuordnung der zentralen Einzelhandelsberufe 2004 (Verkäufer/Verkäuferin und Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel) sowie der jüngst erfolgten Schaffung und Modernisierung weiterer Ausbildungsberufe (zum Beispiel Gestalter/Gestalterin für visuelles Marketing, Fahrradmonteur/in, Bodenleger/in, Kosmetiker/in, Fachkraft für Lagerlogistik, Fachlagerist/in, Servicefahrer/in, Änderungsschneider/in) und dem zwischen Bundesregierung und Wirtschaft geschlossenen Ausbildungspakt wurde vergangenes Jahr wieder ein sehr deutlicher Zuwachs von rund 5,0% erzielt.

Für 2005 zeigt die HDE-Umfrage wieder ein hohes Ausbildungsengagement des Einzelhandels. Auch wird deutlich, dass „Qualifikation“ als ein besonders wichtiger Investitionsschwerpunkt angesehen wird: Nach Marketing/Kundenbindung (55,2% der Betriebe) und Geschäftsausstattung (50,8% der Betriebe) steht Qualifikation für 37,4% der Betriebe an 3. Stelle der aktuellen Investitionsschwerpunkte, deutlich vor E-Business, Kasse/POS, Fuhrpark oder Geschäftsflächenerweiterung.

Die Entwicklung der Ausbildungsangebote und -verträge ist weiterhin vor dem Hintergrund der Beschäftigungsentwicklung im Einzelhandel zu sehen. Sowohl im ersten wie im 2. Halbjahr 2005 erwarten mehr Handelsunternehmen einen Rückgang der Beschäftigungszahlen als einen Zuwachs; dies gilt für alle drei erfragten Beschäftigungsgruppen: Vollzeit-, Teilzeit- und geringfügig Beschäftigte. 

Die Auswertung der HDE-Umfrage, an der überwiegend mittelständische Fachgeschäfte teilgenommen haben, zeigt in Kombination mit Meldungen aus größeren Handelsunternehmen, dass der Einzelhandel in 2005 etwa ein Prozent mehr neue Ausbildungsverträge geschlossen hat als im Vorjahr. Etwa 66.600 junge Menschen haben in diesem Jahr ihre Ausbildung im Einzelhandel begonnen.

Einzelhandel: 
Neue Ausbildungsverträge 1995 - 2005

	Jahr
	Neu abge-
schlossene Aus-bildungsverträge
	Vergleich zum Vorjahr
(in %)

	1996
	57.000
	+ 1,8

	1997
	60.300
	+ 5,8

	1998
	62.800
	+ 4,1

	1999
	68.000
	+ 8,2

	2000
	68.500
	+ 0,7

	2001
	69.000
	+ 0,7

	2002
	64.000
	- 7,3

	2003
	62.500
	- 2,0

	2004
	65.600
	+ 5,0

	2005
	66.600
	+ 1,5


Quelle: HDE-Umfragen
Die Antworten der Betriebe auf die Frage nach Hemmnissen für die Bereitstellung und Besetzung von Ausbildungsstellen zeigen, dass Besetzungsschwierigkeiten nicht auf einen zentralen Faktor (z. B. fehlende Ausbildungseignung, Konjunktur oder Kosten) zurückzuführen sind. Daher kann auch nicht erwartet werden, dass diese Probleme verschwinden, wenn allein nur z. B. die Binnennachfrage wieder anspringt. 

Es bedarf vieler Schritte und Maßnahmen, um die Ausbildungshemmnisse abzubauen. Dazu zählt vorrangig neben einer Verbesserung der konjunkturellen Lage und Perspektiven für den Handel die Begrenzung der Ausbildungskosten, die 2005 ein gewichtigeres Hemmnis sind als noch 2003, auch Fragen von Organisation und Qualität der Berufsschule sowie die realistische und bessere Information über die Chancen und Anforderungen im Einzelhandel. Die Forderung des HDE, in der diesjährigen Tarifrunde eine Ausbildungsinitiative Einzelhandel zu vereinbaren, die mit einer Senkung der tariflichen Ausbildungskosten verbunden ist, wird somit nachdrücklich unterstrichen. 

Hemmnisse für Bereitstellung und Besetzung von Ausbildungsplätzen im Einzelhandel 2005 und 2003
	Faktor
	2005
	2003

	Konjunktur im Einzelhandel
	54,8%
	58,7%

	Kosten der Ausbildung
	55,5%
	47,7%

	Unzureichende schulische Voraussetzungen der Bewerber
	48,3%
	41,0%

	Kein Personalbedarf
	33,0%
	35,6%

	Falsche Vorstellungen bei Jugendlichen, Eltern, Beratern, Multiplikatoren vom Einzelhandelsberuf
	26,0%
	32,0%

	Berufsschule: Abwesenheiten, Qualität
	29,4%
	31,2%


Quelle: HDE-Konjunkturumfragen 2005 und 2003 (Mehrfachantworten)
Welche Maßnahmen zur Förderung des Ausbildungsstellenangebots bevorzugen die Betriebe? Am wichtigsten sind nach Ansicht der Betriebe die Maßnahmen, die unmittelbar mit einer Verbesserung der Kosten-Nutzen-Relation der Ausbildung zu tun haben: Steuerliche Entlastung der Ausbildungsbetriebe, längere Anwesenheit im Betrieb, Senkung der Ausbildungsvergütung und bessere schulische Vorbildung der Jugendlichen, die weniger „Nachhilfe“ und eine zielgerichtetere Durchführung der Ausbildung ermöglichen würde. 

Maßnahmen zur Förderung der betrieblichen Ausbildungsangebote im Einzelhandel 2005 im Vergleich zu 2003
	Maßnahme
	2005
	2003

	Steuerliche Entlastung der Ausbildungsbetriebe
	56,4%
	59,9%

	Längere Anwesenheit im Betrieb
	41,8%
	47,0%

	Senkung der Ausbildungsvergütungen
	48,5%
	46,9%

	Weniger Verwaltungsaufwand für die Ausbildung
	23,3%
	25,8%

	Bessere Berufsschule
	16,4%
	21,7%

	Geringere Prüfungsgebühren
	9,8%
	10,4%

	Modulare Ausbildungsgänge
	4,0%
	3,8%

	Bessere Beratung für Ausbildungsbetriebe
	4,5%
	3,6%


Quelle: HDE-Konjunkturumfragen 2005 und 2003 (Mehrfachantworten)

Hinweis: Die in den Befragungen verwendete Merkmalsliste wurde aktualisiert. In 2005 wurde explizit nach dem Einfluss besserer schulischer Vorbildung gefragt, die von 42,6% der Befragten als ausbildungsförderliche Maßnahme angesehen wird.

Ob steuerliche Entlastungen für Ausbildungsbetriebe möglich sind, ist angesichts der Situation der öffentlichen Haushalte offen, zumal die öffentliche Hand nach wie vor durch gezielte Förderung versucht, mehr Ausbildung zu ermöglichen und auch die Ausbildungseignung von Bewerbern zu verbessern. Hinzu kommt das noch recht neue Instrument aus dem Ausbildungspakt, Einstiegsqualifizierungen in Betrieben über das EQJ-Programm zu fördern. Hier können auch Handelsbetriebe weitere Beiträge für die Integration von Jugendlichen in das Beschäftigungssystem leisten.

Umsetzbar ist aber eine Senkung der tariflichen Ausbildungskosten, wie sie der HDE für die diesjährige Tarifrunde mit Verweis auch auf den Ausbildungspakt zwischen Bundesregierung und Wirtschaft fordert. Der HDE hat seine Vorschläge zur Erhöhung der Anwesenheitszeiten der Auszubildenden im Betrieb und zur Begrenzung der Ausbildungskosten auf den Tisch der Tarifverhandlungen gelegt. Die Gewerkschaft Ver.di bleibt gefordert, das Verhandlungsangebot des HDE aufzugreifen.
2.
Ausbildungsengagement der Unternehmen: Höher als manche denken
Immer wieder wird von interessierten Kreisen über eine mangelnde Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen geklagt. Bestes Beispiel ist der immer wieder zu hörende Vorwurf, nur ein Viertel der Betriebe bilde überhaupt aus; die anderen würden sich weigern. So einfach erklären sich manche die Schwierigkeiten auf dem Ausbildungsmarkt.
Die Realität sieht hingegen anders aus, wie jetzt die Daten aus dem IAB-Betriebspanel beweisen:

· Nur bei 55% der westdeutschen und bei 44% der ostdeutschen Betriebe sind die gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausbildung überhaupt erfüllt (je 3 weitere Prozentpunkte können im Verbund ausbilden).

· Von den ausbildungsberechtigten Betrieben bilden im Westen 31%-Punkte aus, 27%-Punkte nicht, im Osten betragen die Anteile 26%-Punkte bilden aus, 23%-Punkte nicht.

· Also bildet in Ost- wie in Westdeutschland mehr als die Hälfte der ausbildungsberechtigten Betriebe (jeweils 53%) aus.

· Wie erwartet, steigt der Anteil der ausbildenden an den ausbildungsberechtigten Betrieben mit der Betriebsgröße an:

· 500 und mehr Beschäftigte:  94% (West) und 97% (Ost) bilden aus

· 50 bis 499 Beschäftigte: 87% (West) und 91% (Ost) bilden aus

· 10 bis 49 Beschäftigte: 71% (West) und 77% (Ost) bilden aus

· 1 bis 9 Beschäftigte: 42% (West) und 41% (Ost) bilden aus.

Diese Daten zeigen zudem, dass der Anteil der ausbildenden Betriebe in Ostdeutschland höher ist als im Westen.

Und warum bilden ausbildungsberechtigte Betriebe nicht aus? Sie nennen handfeste Gründe:

· In den ostdeutschen Ländern dominiert das Argument „Können Auszubildende nicht übernehmen“.

· In den westdeutschen Ländern hat „Eigene Ausbildung ist zu aufwändig/teuer“.

Warum bilden ausbildungsberechtigte 
Betriebe nicht aus?

	Gründe
	West
	Ost

	Können Azubi nicht übernehmen
	34%
	53%

	Eigene Ausbildung ist zu aufwändig/teuer
	41%
	45%

	Sonstiges (finanzielle Situation, Auftragsmangel etc.)
	26%
	19%

	Keine eigene Ausbildung erforderlich
	12%
	14%

	Bedarfsdeckung durch Anwerbung von Fachkräften
	13%
	13%

	Können nicht alle Fähigkeiten vermitteln
	12%
	10%

	Würden ausbilden, finden keine geeigneten Bewerber
	10%
	7%


Quelle: IAB-Betriebspanel 2004

Fast jeder 10. angebotene Ausbildungsplatz kann nicht besetzt werden (Ost: 7%, West: 10%). Während es bei den größeren Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten nur etwa 3% sind, steigt der Anteil auf fast 20% bei den Kleinbetrieben mit maximal 9 Beschäftigten in Westdeutschland.
Am schwersten von dem Problem der Nichtbesetzung von Ausbildungsstellen betroffen ist die Land- und Forstwirtschaft (jeder 6. Platz bleibt frei), gefolgt vom westdeutschen Baugewerbe. Der Bereich Handel/Verkehr/Nachrichten hat eine durchschnittliche „Nichtbesetzungsquote“. Auf ihn entfällt jeder Fünfte der nicht besetzten Ausbildungsstellen.

Warum konnten die Plätze nicht besetzt werden? Die Betriebe sagen eindeutig (77%): Es gab keine geeigneten Bewerber. „Kurzfristig abgesprungene Bewerber“ führen 18% der vom Problem erfassten westdeutschen und 15% der ostdeutschen Betriebe an. Dass es zu wenig Bewerber gab, kommt nur in Ausnahmefällen vor (West: 2%, Ost: 6%).
Fazit der Analyse: Es kann nur darum gehen, zusätzliches betriebliches Ausbildungspotenzial durch geeignete Maßnahmen (wie bessere Vorbildung, moderne und neue Berufe, Kostenbegrenzung etc.) zu initiieren. Für ein Klagen über angeblich fehlende Ausbildungsbereitschaft von Betrieben gibt es keinen Anlass.
3.
Ausbildung im Handel: Weitere gute Beispiele durch Deichmann, Nanu-Nana
a) Deichmann:

Zugelegt: 500 und damit 60 Ausbildungsplätze mehr als im Vorjahr stellt die Essener Deichmann-Gruppe 2005 zur Verfügung, so die TextilWirtschaft. In Deutschland beschäftigt Deichmann mehr als 1.400 Lehrlinge. Damit sind zwölf Prozent der 12.000 Mitarbeiter hierzulande Auszubildende.
b) Nanu-Nana
Nanu-Nana hat durch deutliche Ausweitung der Ausbildungsangebote die Zahl der Auszubildenden insgesamt von 124 zu Beginn des Jahres 2005 auf 203 (Anfang September 2005) gesteigert.
4.
Studiengebühren: Was tut sich?
Die von CDU und FDP getragene Landesregierung in Nordrhein-Westfalen hat, wie sie vor der Landtagswahl angekündigt hat, die Einführung von Studiengebühren beschlossen. Kritik gibt es erwartungsgemäß von Hochschulrektoren, Studierenden und der Opposition. Nach den Plänen sollen Universitäten und Fachhochschulen selbst entscheiden, ob und in welcher Höhe sie Studiengebühren verlangen. „Das wird zu großen Zerreißproben in den Hochschulen führen“, fürchtet der Präsident der Landesrektorenkonferenz, Prof. Dr. Dieter Timmermann. Die Gebühr darf maximal 500 Euro im Semester betragen. Weil auch Bafög-Empfänger die Gebühren zahlen sollen, muss sich Ministerpräsident Jürgen Rüttgers (CDU) mit dem Vorwurf des Wortbruchs durch SPD, Grüne und andere auseinandersetzen, weil CDU und FDP dies noch im Koalitionsvertrag ausgeschlossen hatten. 

Das von Wissenschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) vorgestellte Modell sieht vor, dass die Hochschulen ab dem Wintersemester 2006/2007 von den Studienanfängern bis zu 500 Euro im Semester an Studiengebühren kassieren dürfen. Bereits immatrikulierte Studenten müssen ab dem Sommer 2007 zahlen. Für die Bafög-Empfänger wird die Rückzahlungssumme aus staatlicher Förderung und Studiengebühr-Kredit auf insgesamt 10.000 Euro begrenzt. Pinkwart verteidigte indes die Neuregelung, weil die Studienbeiträge sozialverträglich gestaltet werden. Denn die Kappungsgrenze gewährleiste, dass faktisch zwei Drittel aller Bafög-Empfänger in NRW tatsächlich überhaupt keine Studiengebühren entrichten, sondern nur ihr Bafög-Darlehen anteilig zurückzahlen müssten. Jeder Student habe laut Pinkwart Anspruch auf ein zinsgünstiges Darlehen der NRW-Bank. Der Zinssatz werde unter sechs Prozent gehalten. 

Grundsätzlich muss erst nach Abschluss des Studiums und bei hinreichendem Einkommen zurückgezahlt werden. Ein verheirateter Absolvent mit einem Kind müsste nach Angaben des Düsseldorfer Wissenschaftsministeriums bei einem Bruttomonatseinkommen über 1675 Euro mit der Rückzahlung beginnen. Die Höhe der Raten ist ab einem Minimum von 50 Euro frei verhandelbar. Derzeit erhält etwa jeder sechste der 420 000 Studierenden in NRW Bafög zwischen 11 und 585 Euro monatlich. 

Ein Ausfallfonds bei der NRW-Bank soll einspringen, wenn die Darlehen mangels Einkommen nicht getilgt werden können. In diesen Fonds sollen 23 Prozent aller eingenommenen Studienbeiträge fließen. Alle übrigen Erträge sollen bei den Hochschulen bleiben. Falls alle Hochschulen in NRW Studienbeiträge in voller Höhe einführten, könnten dadurch Zusatzeinnahmen in Höhe von insgesamt 320 Millionen Euro erzielt werden, sagte Pinkwart. Aus dem Landeshaushalt fließen außerdem 3,2 Milliarden Euro in Forschung und Lehre. 

Aus dem neuen Modell ergeben sich laut Pinkwart aber nicht nur neue Finanzquellen, sondern auch neue Verpflichtungen für die Hochschulen. Pinkwart will in den Satzungen der Hochschulen eine Art „Geld-zurück-Garantie“ verankern, wonach die Hochschulen auf Beiträge verzichten oder sie zurückzahlen sollen, falls unzureichende Studienbedingungen zu einer Verlängerung des Studiums führen. 

5.
Begabtenförderung zahlt sich aus 
Das seit Anfang der 1990er Jahre laufende Programm des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) für Begabte in der beruflichen Bildung fördert den beruflichen Erfolg und trägt zum Führungskräftenachwuchs bei. Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Studie. 4.800 Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Aufnahmejahrgänge 1994, 1999 und 2001 waren befragt worden. 

Neun von zehn Befragten sahen in dem Programm einen erheblichen Nutzen für ihre berufliche und persönliche Entwicklung. Sie konnten sich durch die Weiterbildung in der beruflichen Tätigkeit oder Position verbessern. Über die Hälfte erhielt nach Abschluss der Förderung einen größeren Aufgabenbereich und ein höheres Einkommen. Die Absolventinnen und Absolventen steigen im Zusammenhang mit der Förderung auch meist in den Betrieben auf. Allein jeder Dritte aus dem Förderjahrgang 1994 gab an, inzwischen eine leitende Funktion zu besetzen. Das war fast doppelt so viel wie der Durchschnitt der Beschäftigten gleichen Alters (17 Prozent).

Gleichzeitig wuchs unter den Absolventinnen und Absolventen der Mut zur Selbstständigkeit. Der Anteil der Selbstständigen stieg mit dem Abstand zur Förderung (1994: 13 Prozent; 1999: 9 Prozent; 2001: 7 Prozent) und lag deutlich über dem Durchschnitt vergleichbarer Erwerbstätiger (5 Prozent).

Auch nach der Förderung blieb die Fortbildungsbereitschaft bei den Stipendiatinnen und Stipendiaten überdurchschnittlich hoch. Sie nahmen doppelt so häufig an Weiterbildungsmaßnahmen teil (85 Prozent) wie andere junge Erwerbstätige mit einer dualen Berufsausbildung (39 Prozent). 

Das BMBF finanziert das Programm für Begabtenförderung mit jährlich 14,6 Millionen Euro. Jährlich nehmen daran 14.000 junge Menschen mit einem ersten Berufsabschluss teil.
Alle relevanten Informationen zum dem Programm erhalten Sie unter http://www.begabtenfoerderung.de/frameset.html. Die Zusammenfassung des Gutachtens gibt es im Internet unter http://www.bmbf.de/pub/wirkung_und_nutzen_begabtenfoerderung_bb.pdf
6.
Weiterbildung bleibt wichtig   
Die Unternehmen wollen in Weiterbildung investieren, wenden sich aber gegen gesetzliche oder staatliche Auflagen, ergab eine Umfrage des DIHK.
Neun von zehn Unternehmen wollen demnach in die Weiterbildung ihrer Belegschaften investieren. Nur 20 Prozent der Befragten sprachen sich dafür aus, höhere Investitionen in die Kompetenz der Mitarbeiter an günstige Geschäftserwartungen zu binden. 

Dennoch zwinge der Wettbewerbsdruck die Unternehmen zu einem höheren Kostenbewusstsein, so DIHK-Hauptgeschäftsführer Wansleben. Zu einem "Mehr" an Weiterbildung sei daher die Hälfte der Umfrageteilnehmer nur bereit, wenn sich die Erfolge einer Maßnahme im Arbeitsprozess relativ schnell einstellten. 

Ein weiteres Ergebnis: Eine Eigenbeteiligung der Mitarbeiter erleichtert den Unternehmern ihre Entscheidung für eine Weiterbildung. So würden fast zwei Drittel mehr investieren, wenn ihre Mitarbeiter zu einem Freizeit- und Urlaubsverzicht bereit wären. Und 20 Prozent sagen ein höheres Engagement zu, wenn sich die Mitarbeiter an betriebsspezifischen Maßnahmen auch finanziell beteiligten. Fachwissen ist dabei für die befragten Unternehmer nur die selbstverständliche Basis der von den Mitarbeitern erwarteten Kompetenzen. Im Zentrum der Erwartungen stehen dagegen Lernbereitschaft, Leistungswille und Innovationsstärke. Doch auch die traditionellen Werte Pünktlichkeit, Auftreten und Zuverlässigkeit sowie Teamfähigkeit stehen bei den Unternehmern weiter hoch im Kurs.

Die "Staatsferne" der Weiterbildung ist ein großer Pluspunkt in Deutschland. Denn diese verhindere, dass sich verkrustete Strukturen etablierten. Zwei Drittel der Befragten befürchten denn auch negative Auswirkungen auf die Weiterbildung, wenn gesetzliche Auflagen, wie etwa ein umfassendes Bundesrahmengesetz oder eine Weiterbildungsabgabe, eingeführt würden. Darüber hinaus kündigen die an der Umfrage beteiligten Unternehmen an, auf gesetzliche Auflagen in der Weiterbildung scharf zu reagieren: Die Hälfte der Befragten beabsichtigt in einem solchen Fall, nur noch die gesetzlichen Mindestauflagen zu erfüllen. Und ein Drittel spielt mit dem Gedanken, dann keine Jugendlichen mehr auszubilden.
7.
Neue Literatur 
a) Festschrift für Helmut Pütz

Im BIBB gab es Mitte des Jahres einen Wechsel in der Führungsspitze: Prof. Dr. Helmut Pütz ging nach 11 Jahren als Leiter des Forschungsbereichs und 7 Jahren als Präsident in den Ruhestand. Dieses Ereignis war dem BIBB zu Recht hinreichend Anlass, eine Festschrift für Prof. Pütz herauszubringen. Weggefährten aus Wissenschaft, dem Institut und Politik haben ihre Gedanken und Analysen zu Themenbereichen wie den Perspektiven dualer Ausbildung in Deutschland, zum dualen Ausbildungsprinzip, zur Weiterbildung – einem zentralen Bestandteil des Berufsbildungssystems und zu Reformansätzen in der beruflichen Bildung zusammengetragen.

BIBB (Hrsg.): Wir brauchen hier jeden, hoffnungslose Fälle können wir uns nicht erlauben! Wege zur Sicherung der beruflichen Zukunft in Deutschland, ISBN 3-7639-1058-1, Bestellnr. 110-463, EURO 19.90, Bielefeld 2005, www.wbv.de
b) Bildungsträger werden Dienstleister
Veränderungen des Weiterbildungsmarktes – am besten sichtbar durch die sehr einschneidenden Veränderungen in der SGB-III-Förderpolitik und die engeren ökonomischen Spielräume der Unternehmen, die auch die Weiterbildungsetats beeinflussen, erfordern die Erschließung neuer Marktsegmente: Bildungsträger haben zunehmend die Aufgabe, sich zum Dienstleister für Bildung zu entwickeln, sich dabei an den Bedürfnissen ihrer Kunden zu orientieren und Angebote für die Kunden maßzuschneidern. Dies erfordert nicht nur die Erweiterung der Produktpalette und die Modifikation herkömmlicher Marketingstrategien, sondern auch die Neuausrichtung der Personal- und Organisationsentwicklung beim Bildungsträger. Das Buch zeigt in anschaulicher Weise konkrete Lösungsansätze zur Bewältigung der neuen Anforderungen auf: Anhand von Praxisbeispielen werden Erfahrungen und innovative Konzepte vorgestellt und Perspektiven für die zukünftige Entwicklung von Bildungsträgern skizziert.

Busse, Julia; Döring, Ottmar; Eckart, Brigitte: Bildungsträger werden Bildungsdienstleister; Konzepte Erfahrungen und Perspektiven, Reihe Wirtschaft und Weiterbildung; Band 37, Hrsg.: Loebe, Herbert; Severing, Eckart, ISBN 3-7639-3278-X, Bestellnr. 60.01.574, EURO 19.90, Bielefeld 2005, www.wbv.de.
c) Projektmanagement – Das Handbuch für die Praxis
Projektmanagement hat sich im unternehmerischen Alltag einen sehr wichtigen Platz erobert. Vielfältige, keineswegs immer positive Erfahrungen werden in Praxisprojekten gemacht. Die schon vorhandene Literatur zum Projektmanagement wird jetzt durch ein sehr umfangreiches, fast 1.000 Seiten starkes Projektmanagement-Handbuch, herausgegeben von Prof. Dr. Hans-Dieter Litke. 
Über 30 Beiträge von Praktikern aus Betrieben unterschiedlichster Branchen und Größen sowie Beiträge von Wissenschaftlern unterschiedlicher Provenienz werden präsentiert. Ob es sich um Planung-, Kosten- oder Risikomanagement, um 
Konflikt-, Zeit- oder Kommunikationsmanagement, um strategisches, evolutionäres oder unternehmensübergreifendes Projektmanagement handelt - alle Themen werden sehr praxisbezogen und systematisch behandelt. 
Im Mittelpunkt stehen die Erfolgsfaktoren Organisation, Personal, Technologie, Zeit, Kosten, Information, Qualität, Case, Beschaffung und Unternehmenskultur. Eine CD enthält zahlreiche Vorlagen, die der Nutzer individuell anpassen kann sowie Demo-Versionen ausgewählter Projektmanagement-Software.
Hans-Dieter Litke: Projektmanagement – Handbuch für die Praxis, Konzepte - Instrumente - Umsetzung, 960 Seiten, ISBN 3-446-22907-8, Hanser Verlag, München 2005, 149,00 Euro, www.hanser.de.
8.
Hochschulabsolventen 2004 
Nach einer Mitteilung des Statistischen Bundesamtes haben im Jahr 2004 insgesamt 230.900 Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer ihr Studium an deutschen Hochschulen erfolgreich abgeschlossen. 49% oder 112.600 davon waren Frauen. Damit hat die Zahl der Absolventinnen und Absolventen im Vergleich zu 2003 um 6% zugenommen. Die Absolventenquote (der Anteil der deutschen Erstabsolventen an der gleichaltrigen Bevölkerung) betrug 22%, er stieg um einen Prozentpunkt.

42% oder 97.500 der Absolventinnen und Absolventen erlangten ein Universitätsdiplom oder einen entsprechenden akademischen Grad, während 33% oder 76 200 das Studium mit einem Fachhochschulabschluss beendeten. 10% (23.100) erwarben einen Doktortitel und weitere knapp 10% (22.500) verließen die Hochschulen als angehende Lehrerinnen und Lehrer. Rund 5% (11.500) erlangten einen der im Jahr 2000 eingeführten Bachelor- und Masterabschlüsse. Die Hälfte der rund 5.600 Masterabschlüsse erwarben ausländische Studierende.

35% oder 81.700 der Absolventinnen und Absolventen machten ihren Abschluss in Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Auf diese größte Gruppe folgten die Sprach- und Kulturwissenschaften mit knapp 17% (38.100) der bestandenen Prüfungen und die Ingenieurwissenschaften mit rund 16% (37.300). 15% (34.200) der Absolventinnen und Absolventen haben mathematisch-naturwissenschaftliche Fächer studiert und 8% (18.100) Humanmedizin. Rund 9% (21.600) legten das Examen in anderen Fächern ab.

In den letzten Jahren standen die rückläufigen Absolventenzahlen in den Ingenieur- und Naturwissenschaften im Blickpunkt des Interesses. Die aktuelle Entwicklung in diesen Studienbereichen stellt sich unterschiedlich dar: Ein Informatikstudium schlossen rund 10.900 Studentinnen und Studenten ab, 36% mehr als im Jahr 2003. Zuwächse gab es auch in den Studienbereichen Chemie (+ 8,1%), Elektrotechnik (+ 6,8%) und Maschinenbau/Verfahrenstechnik (+ 6,4%), während sich der rückläufige Trend der letzten Jahre in den Studienbereichen Bauingenieurwesen (- 9,5%) und Physik (- 1,6%) fortsetzte.

Im Durchschnitt waren die Absolventinnen und Absolventen bei Abschluss ihres Erststudiums 27,9 Jahre alt. Ihre Gesamtstudienzeit, einschließlich eventueller Fachwechsel, betrug 5,7 Jahre. Die Fachstudienzeit (Studiendauer in dem Studiengang, in dem der Abschluss erworben wurde) lag bei 5,2 Jahren. An den Universitäten war die durchschnittliche Fachstudienzeit der Erstabsolventen mit exakt 6 Jahren deutlich höher als an den Fachhochschulen (4,5 Jahre). Erstabsolventinnen und -absolventen der Bachelor-Studiengänge waren beim Erwerb ihres Abschlusses genau 26 Jahre alt, ihre Fachstudiendauer lag bei durchschnittlich 3,4 Jahren.

9.
OECD: Bildung auf einen Blick 2005 
Die OECD hat wieder einmal einen international vergleichenden Blick auf das deutsche Bildungssystem geworfen. Das Erstaunliche vorweg: Die OECD sieht Deutschlands Bildungswesen nicht gerade an der Spitze, aber auf dem Weg in diese Richtung und bescheinigt Deutschland in vielen Bereichen des Bildungswesens erhebliche Fortschritte und spricht zum Teil von einer „Trendwende“. Allerdings weisen Bildungssysteme anderer Staaten nach wie vor eine höhere Erneuerungsdynamik auf, so dass Deutschland noch nicht im richtigen Aufholprozess angelangt ist, sondern eher weiter zurückfällt. Dass BMBF und KMK (siehe Anhang) eher auf die Fortschritte verweisen, die sie mit ihrer im Grundsatz richtigen, allerdings auch noch etwas zaghaften Politik (Bildungsstandards, Ganztagsschulen, Qualitätssteigerung) eingeleitet haben, mag institutionenpolitisch verständlich sein, reicht aber keineswegs aus, zumal spürbare Erfolge eben noch auf sich warten lassen.
Einige Ergebnisbeispiele:
· Die Abschlussquote im Hochschulbereich steigt deutlich an auf 19,5%, ist aber noch weit vom OECD-Durchschnitt (32,2%) entfernt.

· Bei den Absolventen weiterführender Forschungsprogramme (z.B. Promotionen) liegt Deutschland mit 2% in der Spitzengruppe.

· Die Entwicklung der Studienanfängerzahlen, aus der zukünftige Abschlussquoten abgeleitet werden können, legt laut OECD nahe, dass sich der internationale Trend zu höheren Qualifikationen weiter verstärken wird. Im OECD-Mittel beginnt jetzt mehr als die Hälfte eines Jahrgangs eine Ausbildung im Tertiärbereich A (Fachhochschulen, Universitäten) und in Island, Neuseeland, Schweden, Finnland und Polen sind es sogar mehr als 70%. In vielen Staaten kann man, so die OECD, von einem Paradigmenwechsel sprechen, von der traditionellen Ausbildung, die darauf abzielt den gegenwärtigen Qualifikationsbedarf des Arbeitsmarktes abzudecken, hin zur Investition in die weiterführende Bildung junger Menschen, um diese zu befähigen, den wirtschaftlichen und sozialen Wandel der Gesellschaft aktiv zu gestalten.

· Auch in Deutschland stieg die Studienanfängerquote von 28% im Jahr 1988 auf 36% im Jahr 2003. Positiv auf die weitere Entwicklung der Studienanfängerquote in Deutschland dürfte sich wiederum die steigende Zahl von Studierenden der Bachelor- und Masterstudiengänge auswirken, mit denen Deutschland wichtige Reformen eingeleitet hat; immerhin 9% der Studienanfänger in 2003 strebten einen solchen Abschluss an. Die reformierten Studienabläufe sind strukturierter, und der Erwerb des ersten berufsqualifizierenden Abschlusses nach bereits drei Jahren eröffnet den Weg in die Berufspraxis mit einem akademischen Abschluss oder aber auch zu weiterer akademischer Ausbildung. Außerdem lässt sich auch nach längeren Phasen der Berufspraxis ein Masterstudium anschließen.
· Die OECD weist auf ein Problem hin: Bei den Studienanfängerquoten muss berücksichtigt werden, dass Deutschland mit einer Anfängerquote von 36% sein Potenzial weitgehend ausgeschöpft hat, da der Anteil der Schulabgänger mit Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland lediglich bei 35% liegt (OECD Mittel 56%). Hinzu kommen hier allerdings weitere 13.9% die ihre Hochschulzugangsberechtigung nach der Erstausbildung erlangen (OECD-Mittel 9.2%). Deutliche Steigerungen setzen deshalb auch eine flexiblere Regelung des Studienzugangs voraus.
· Für die Bildungs- und Beschäftigungsaussichten junger Menschen ergibt sich in Deutschland ein im internationalen Vergleich insgesamt positives Bild. Vergleichsweise ungünstig sind lediglich die Beschäftigungsaussichten für 20-24-Jährige, die keinen Abschluss auf Ebene SEK II haben, von denen gut ein Fünftel außerhalb von Ausbildung und Beschäftigung ist (2003). Die OECD sieht aber, dass dieser Personenkreis in Deutschland begrenzt ist, da Deutschland bei der Abschlussquote SEK II-Abschluss in der Spitzengruppe liegt, auch ein Erfolg des dualen Ausbildungssystems.

· Zwischen Bildungsstand und Erfolg am Arbeitsmarkt besteht ein zunehmend enger werdender Zusammenhang. Insbesondere die Ausbildung über einen Abschluss im Sekundarbereich II/duales System hinaus bringt einen besonders hohen Einkommenszuschlag mit sich. Das Risiko, arbeitslos zu werden, nimmt mit geringerem Bildungsstand deutlich zu.

· Der steigende Bedarf an hoch qualifizierten Fachkräften wird, so die OECD, in den nächsten Jahren den internationalen Wettbewerb um die besten Studierenden verschärfen. Die Mobilität der Studierenden nahm in den meisten OECD-Staaten in den letzten Jahren deutlich zu. Ausländische Studierende zu gewinnen ist u. a. deshalb erstrebenswert, weil die Volkswirtschaften auf den internationalen Austausch von hoch qualifizierten Fachkräften angewiesen sind. Und Deutschland steht hierbei nicht schlecht da, meint die OECD: „In den OECD-Staaten waren im Jahr 2003 2,12 Millionen Studierende außerhalb ihres Heimatlandes eingeschrieben. Dies sind 11,5% mehr als noch im Vorjahr. 70% der nicht in ihrem Heimatland Studierenden konzentrierten sich dabei auf die Vereinigten Staaten (28%), das Vereinigte Königreich (12%), Deutschland (11%), Frankreich (10%) und Australien (9%). Damit liegt Deutschland an dritter Stelle der beliebtesten Gastländer hinter den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich.“
· Zu den Bildungsinvestitionen muss die OECD aber auf bekannte Defizite in Deutschland verweisen: Im Verhältnis zum BIP bleiben öffentliche und private Investitionen in deutsche Bildungsinstitutionen mit 5,3% des Bruttoinlandsprodukts hinter dem OECD-Gesamtwert von 5,8% zurück. Im Durchschnitt wenden die OECD-Länder 12,9% ihrer gesamten öffentlichen Ausgaben für Bildungseinrichtungen auf, eine Steigerung von einem Prozentpunkt seit 1995. In Deutschland beträgt der Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben an den öffentlichen Ausgaben 9,8%, ein Plus von 0,1% seit 1995. Eine noch wichtigere Größe sind laut OECD die Ausgaben pro Schüler, da sie die Lernumgebung in den Schulen sowie die Lernbedingungen der Schüler im Klassenzimmer beeinflussen. Hier ergeben sich für Deutschland im Primarbereich und im Sekundarbereich I unterdurchschnittliche, im Sekundarbereich II (einschließlich dualer Ausbildung) und im Tertiärbereich dagegen überdurchschnittliche Ausgaben.

· Auch zu den Lehrern gibt es Bekanntes: Lehrkräfte in Deutschland bekommen ein im internationalen Vergleich gutes Grundgehalt, dafür aber weniger arbeitsbezogene Zulagen. Im Ergebnis ist die Gehaltsstruktur in Deutschland inflexibel.
Eine Kurzfassung der Ergebnisse für Deutschland gibt es unter http://www.oecd.org/dataoecd/21/12/35344382.pdf im Internet. BMBF und KMK haben eine Zusammenfassung wesentlicher Aussagen der OECD auf ihren jeweiligen Homepages www.bmbf.de und www.kmk.org eingestellt. 
Die gemeinsame Presserklärung von BMBF und KMK ist im Anhang wiedergegeben.
10.
Das 4. Bildungsbarometer: 

Mehr Bundeszuständigkeiten
Erste Ergebnisse des 4. Bildungsbarometers liegen vor (siehe auch www.bildungsbarometer.de). Danach spricht sich eine Mehrheit der Befragten für mehr Kompetenzen des Bundes in der Bildungspolitik aus. Befragt wurden in der Zeit vom 9. bis zum 18. September 2005 bundesweit 1.183 Personen. Ihnen wurden insgesamt 67 Fragen vorgelegt, von denen 14 auch in den Befragungen für die ersten Bildungsbarometer gestellt wurden. "Dadurch ergibt sich Chance, die Bewertung der Bildung über den Zeitraum eines Jahres darzustellen", erklärt Prof. Dr. Reinhold S. Jäger, Leiter des Zentrums für empirische pädagogische Forschung (zepf) der Universität Koblenz-Landau, Campus Landau. Das zepf hat das Bildungsbarometer entwickelt und verantwortet die Befragungen und deren Auswertung.

Ein Hauptergebnis der längerfristigen Beobachtung lautet: "Bildung" wird in Deutschland nach wie vor nur als "gut ausreichend" eingestuft. Das ist das Ergebnis des Bildungsindex, der aus mehreren Antworten zur Bildungseinschätzung resultiert. Das Ergebnis steht im Widerspruch zur Interpretation der Ergebnisse von PISA 2003, die eine reale Verbesserung der Leistungen der deutschen 15-Jährigen andeuten. Dieses Resultat zeigt nach Auffassung des zepf, dass Veränderungen im Bildungswesen nicht deutlich genug vermittelt und deshalb auch nicht wahrgenommen werden können. 

Das Bildungsbarometer ging auch der Frage nach, wie bei der möglichen Föderalismusreform bei der Bildung verfahren werden soll:

· 93 Prozent der Befragten sind dafür die Zuständigkeit bei der Rechtschreibung dem Bund zu übertragen,
· 92% stimmen in die gleiche Richtung bei der Dauer der Pflichtschulzeit und

· 78% bei den Bildungsinhalten der allgemein bildenden Schule,

· 74% bei der Ausbildungsförderung und

· 72% bei den Studiengebühren sowie

· 68% bei der dualen Berufsausbildung.
· Die Ausnahme: Schulversuche, etwa zur Ganztagsschule sollten im Bereich der Länder belassen werden (Zustimmung 61%). 

Ein weiterer Schwerpunkt des 4. Bildungsbarometers ist die Fort- und Weiterbildung. Die Ergebnisse zeigen, dass knapp 56% der Befragten seit 2004 bis zum Befragungsende privat eine entsprechende Maßnahme besucht haben. Knapp 44% der Befragten haben im gleichen Zeitraum beruflich an einer Weiterbildung teilgenommen. Von diesen Befragten wird angegeben, dass sie in dem genannten Zeitraum im Mittel jeweils ca. 20 Tage privat und beruflich aufgewendet haben. Bezogen auf die zuletzt besuchte Weiterbildungsmaßnahme (die auch vor 2004 liegen kann) wird der Nutzen für die eigene Person sowie den Arbeitgeber als "eher hoch" eingestuft. Mehr als 70% teilen mit, dass ihre Weiterbildung in der Freizeit stattfand und dass sie privat im Durchschnitt mit 300 Euro belastet waren.
Im 3. Bildungsbarometer votierten die Befragten für eine sehr deutliche Verkürzung der Ferienzeit um 1 ½ Wochen. Jetzt wissen wir auch den Hauptgrund: Es geht den Befragten um eine Verlängerung der effektiven Lernzeit für die Schüler. Der Wunsch, den Lehrern auch mehr Arbeitszeit zuzumuten, spielt nur eine untergeordnete Rolle.
Der vollständige Bericht zur vierten Befragung kann im November unter der Adresse http://www.vep-landau.de gegen eine Gebühr von 10 Euro bezogen werden. 
11.
Fotofachhandel braucht neuen Beruf
Der Foto-Fachhandel stimmt über neues Berufsbild ab, meint der BVT. Hintergrund ist eine Befragung, die das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) im Fotohandel zu

dem von der Fotobranche insgesamt, also auch im Bereich Bildgestaltung, Bildagenturen, der Fotoindustrie und in Fach- und Großlaboren, geforderten neuen Berufsbild mit dem Arbeitstitel „Medienberater/Medienberaterin für visuelle Kommunikation“ durchführt. Hintergrund ist eine Weisung des BMWA an das BIBB, unter Mitwirkung der Sozialpartner einen Entscheidungsvorschlag zu dem geforderten Beruf zu erarbeiten. Die Befragung soll die empirische Basis für einige sehr relevante Fragen verbessern.
Der Bundesverband Technik des Einzelhandels (BVT) ruft den Foto-Fachhandel auf, sich konstruktiv an dieser Befragung zu beteiligen. Jeder befragte Händler, der seine Ausbildungsbereitschaft und die Notwendigkeit des neuen Berufsbildes unterstreicht, sichert die qualifizierte Ausbildung für die Zukunft:
RINGFOTO-Verwaltungsratsvorsitzender Rainer Th. Schorcht: „Qualifizierte Ausbildung ist der Wettbewerbsfaktor des modernen Foto-Fachhandels. Wer zukunftssichere Arbeitsplätze will, muss seinen Nachwuchs optimal ausbilden. Um das sicherzustellen, wird jeder kluge Fotohändler sein Know-how bei der Befragung zum neuen Berufsbild einbringen.“
europa-foto-Verwaltungsratsvorsitzender Robert-Alexander Rutten: „Der Fotonachwuchs von heute muss breit aufgestellt sein. Früher lag der Schwerpunkt bei Foto-Optik und -Chemie. Heute wird der Fotohändler zum aktiven Dienstleister, der sich auch in Hard- und Softwarefragen auskennen muss. Dieses breite Wissen geht nur mit einem modernen Berufsbild.“
BVT-Vorstand Steffen Wolf: „Dank der konzertierten Aktion der Fotobranche besteht jetzt die große Chance, den bildungspolitischen Durchbruch für eine qualifizierte Ausbildung im Foto-Fachhandel zu erreichen. Wer bereits ausbildet, weiß genau, wo der Schuh drückt. Jeder Fotohändler sollte jetzt die einmalige Chance nutzen, bei der Zukunft der Foto-Ausbildung ein Wort mitzureden.“

Zwischenzeitlich sind mit Unterstützung von HDE und BVT die Sachverständigen der Arbeitgeberseite für die Entwicklung des neuen Berufsbildes benannt worden. Die Befragungsergebnisse sollen Ende Oktober 2005 vorliegen, so dass anschließend eine gemeinsame Aus- und Bewertung bis hin zur Entwicklung eines abgestimmten Eckwertekonzepts erfolgen kann. Mit dem neuen Berufsbild „Medienberater/Medienberaterin für visuelle Kommunikation“ sollen die Weichen für eine moderne und zukunftsorientierte Ausbildung in der Fotobranche gestellt werden.
12.
Bildung zur Nachhaltigkeit
Die Bundesregierung hat einen Bericht zur Bildung für eine nachhaltige Entwicklung beschlossen. Danach sei Deutschland führend bei Bildung zur Nachhaltigkeit. Diese soll die Menschen zur aktiven Gestaltung einer umweltgerechten, wirtschaftlich leistungsfähigen und sozial gerechteren Zukunft befähigen. Nachhaltigkeit kann als wichtiger Teil der nationalen Modernisierungsstrategie angesehen werden, die aber auch schon in der Schule ansetzen muss.
Der Bericht umfasst den Zeitraum von 2002 bis 2005 und stellt die umfangreichen Aktivitäten der Bundesregierung und der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) in einen internationalen Rahmen. Er kommt dabei zu einem rundum positiven Fazit. Die BLK-Programme zur Bildung für nachhaltige Entwicklung sind durchaus gute Beispiele für die Zukunft, die zeigen, dass Bund und Länder bei der Modernisierung des Bildungswesens und der Integration zukunftsfähiger Bildungsinhalte erfolgreich zusammenarbeiten können.

Der Bericht an den Deutschen Bundestag hebt mehrere vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit den Ländern initiierte Aktivitäten positiv hervor. Dazu gehört das Programm "21" (Bildung für eine nachhaltige Entwicklung) und das Nachfolgeprogramm "Transfer 21" (www.transfer-21.de). Beide sollen die schulische Bildung am Konzept der Nachhaltigkeit orientieren. Bund und Länder finanzieren sie mit rund 23 Millionen Euro.

Für die berufliche Bildung wurde im vergangenen Jahr das Modellversuchsprogramm "Berufsbildung für eine nachhaltige Entwicklung" mit fünf Modellversuchen gestartet. Es beinhaltet Strategien zur Modernisierung ländlicher Räume mit zukunftsfähigen Qualifizierungskonzepten. Ferner werden Weiterbildungskonzepte für das Handwerk entwickelt und erprobt sowie das nachhaltige Handeln von Führungskräften mit Hilfe computersimulierter Produktionsszenarien gefördert. Weitere vier Modellversuche werden im Rahmen dieses Programms in diesen Tagen gestartet (www.bibb.de/nachhaltigkeit). Seit 2004 setzt das mit etwa 800 Millionen dotierte BMBF-Rahmenprogramm "Forschung für die Nachhaltigkeit" (www.fona.de) einen Schwerpunkt bei dem systematischen Transfer der Forschungsergebnisse in Bildungsmaßnahmen. Weitere Aktivitäten werden in der UN-Weltdekade "Bildung für nachhaltige Entwicklung" (2005-2014) vorbereitet. Dafür hat das Nationalkomitee bei der Deutschen UNESCO-Kommission einen nationalen Aktionsplan entwickelt, der in den nächsten zehn Jahren den Gedanken der nachhaltigen Entwicklung in allen Bildungsbereichen in Deutschland verankern will (www.dekade.org). Die koordinierenden Aktivitäten der Deutschen UNESCO-Kommission werden ebenfalls vom BMBF gefördert.

13.
25 Jahre Benachteiligtenförderung in der Berufsbildung
Alle Jugendlichen brauchen Chancen für einen guten Start in das Berufsleben. Dazu gehört gerade auch für die jungen Menschen mit schlechteren Startchancen eine solide berufliche Ausbildung. "Wir mobilisieren in Deutschland die Talente aller Menschen", sagte Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn anlässlich des 25-jährigen Jubiläums der Benachteiligtenförderung in der Berufsbildung.

Das Benachteiligtenprogramm startete 1980 mit zunächst 600 Ausbildungsplätzen. 25 Jahre später begannen knapp 100.000 junge Menschen eine außerbetriebliche Ausbildung oder nahmen ausbildungsbegleitende Hilfen, die auf Initiative von Bildungseinrichtungen der Wirtschaft geschaffen wurden, an. Hinzu kamen rund 285.000 Eintritte in die berufsvorbereitenden Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit und berufliche Schulen. Gesetzliche Grundlage ist das Sozialgesetzbuch III. So etwa lobte Frau Bulmahn die Förderleistungen. Das ursprüngliche Benachteiligtenprogramm konzentrierte sich auf die Unterstützung der Berufsausbildung, insbesondere auch durch sozialpädagogische Betreuung und ließ Berufsvorbereitung usw. aus, die es ja auch vor 25 Jahren schon gab, allerdings recht selten unter Mitwirkung von Betrieben – trotz verschiedener Initiativen aus der Wirtschaft, die leider von der damaligen Politik nicht aufgegriffen wurden.
Frau Bulmahn hob die nachhaltige Wirkung der Benachteiligtenförderung hervor: Berufsausbildung sei der Schlüssel für eine erfolgreiche berufliche und persönliche Entwicklung und nach wie vor der beste Schutz vor Arbeitslosigkeit. Die berufliche Benachteiligtenförderung sei somit eine der zentralen Aufgaben der Berufsbildungspolitik, die eine Variante der Berufsausbildungsvorbereitung im Berufsbildungsgesetz verankert habe.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat seit 2001 rund 60 Millionen Euro in sein Programm zur Beruflichen Qualifizierung für Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf (BQF-Programm) investiert. Zur Benachteiligtenförderung hat das BMBF ein Handbuch veröffentlicht. Es bietet einen Gesamtüberblick über Fördersysteme und -instrumente, Programme und Entwicklungen. Das Handbuch gibt es im Internet als pdf-Dokument unter:

http://www.bmbf.de/pub/berufliche_qualifizierung_jugendlicher.pdf
oder als kostenlose Druckversion zu bestellen beim:

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), Postfach 30 02 35, 53182 Bonn, Tel.: 0 18 05-262 302, Fax: 0 18 05-262 303.
14. Termine


18. Oktober 2005

Informationstage LEONARDO DA VINCI – Mobilität, Ort: Mannheim, Veranstalter: INWent. Infos unter www.inwent.org
18. und 19. Oktober 2005
Deutscher Handelskongress, Ort: Berlin, Veranstalter: HDE und B+P Management Forum, www.managementforum.com
30. November bis 02. Dezember 2005

11. ONLINE EDUCA BERLIN, Ort: Hotel InterContinental Berlin, Infos unter www.online-educa.de.

12. bis 15. Dezember 2005

Berufsbildung 2005 – Fachausstellung für Aus- und Weiterbildung und 9. Bayerischer Berufsbildungskongress, Ort: Messezentrum Nürnberg, Informationen im Internet unter www.stmas.bayern.de/veranstalt/bbk2005
14. bis 16. Februar 2006
Learntec 2006 – 14. Internationaler Kongress und Fachmesse für Bildungs- und Kommunikationstechnologien, Infos: www.learntec.de.

Gemeinsame Presseerklärung von BMBF und KMK

Bildung im internationalen Vergleich

OECD-Veröffentlichung „Bildung auf einen Blick 2005“

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Edelgard Bulmahn, und die Präsidentin der Kultusministerkonferenz, die Brandenburgische Wissenschafts-, Forschungs- und Kulturministerin Prof. Dr. Johanna Wanka, haben am Dienstag in Berlin die neue Ausgabe des 
OECD-Berichts „Bildung auf einen Blick“ („Education at a Glance“) vorgestellt. In der Veröffentlichung werden die Bildungssysteme der OECD-Staaten sowie einer Reihe von weiteren Staaten anhand einer Vielzahl von Indikatoren dargestellt. Dabei werden Bildungsbeteiligung, Bildungsabschlüsse und Bildungsinvestitionen sowie Erwerbstätigkeit und Erwerbseinkommen in Relation zur Bildungsqualifikation gesetzt. Die Analyse zeigt die Entwicklung der verschiedenen Systeme. Datenbasis sind die Jahre 2002 und 2003.

Darüber hinaus werden in der diesjährigen Ausgabe Ergebnisse zu mathematischen Kenntnissen und Problemlösungsfähigkeiten der Bildungsstudie PISA 2003 einbezogen.

Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben an den öffentlichen Gesamthaushalten leicht gestiegen

Investitionen in die Bildung sind Investitionen in die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft. Insgesamt stieg der Anteil der öffentlichen Ausgaben für Bildung als Anteil an den öffentlichen Gesamtausgaben in Deutschland seit 1995 leicht um 0,1 Prozentpunkte auf 9,8 %. Im OECD-Mittel betrug der Anstieg allerdings einen vollen Prozentpunkt von 11,9 % auf 12,9 %. Das Bild dürfte sich in den kommenden Jahren zugunsten Deutschlands verändern: Denn künftig werden sich die Ausgaben des Ganztagsschulprogramms der Bundesregierung mit einem Gesamtvolumen von 4 Milliarden Euro für Investitionsmaßnahmen sowie die Programme der Länder zur Ausgestaltung des Ganztagsunterrichts und zur Qualitätsentwicklung in den Schulen positiv auswirken. Hinzu kommt die von der Bundesregierung angeregte und im Juni 2005 zwischen Bund und Ländern vereinbarte Exzellenzinitiative zur Profilbildung der Universitäten mit einem Gesamtvolumen von 1,9 Mrd. Euro. Es ist davon auszugehen, dass sich damit auch der Anteil der öffentlichen und privaten Bildungsausgaben am BIP erhöhen wird. Dieser Anteil war im Jahr 2002 mit 5,3 % stabil und lag wie im Vorjahr unter dem OECD-Ländermittel von 5,8 %.

Deutliche Unterschiede bei den Bildungsausgaben in den unterschiedlichen Bildungsbereichen

Die Bildungsausgaben je Schüler/Studierenden steigen vom Primarbereich bis zum Tertiärbereich an. Während die Ausgaben im Primar- und Sekundarbereich I in Deutschland deutlich unter dem OECD-Durchschnitt liegen, bewegen sie sich im Sekundarbereich II darüber.

So werden in Deutschland im Primarbereich je Schüler 17 % des BIP pro Kopf (2002) aufgewendet und damit weniger als im internationalen Durchschnitt (20 %). Im Sekundarbereich I liegen die Ausgaben je Schüler in Deutschland bei 21 % des BIP pro Kopf. Auch dieser Wert liegt unter dem OECD-Mittel, das 23 % beträgt. Im Sekundarbereich II, also der gymnasialen Oberstufe an allgemein bildenden Schulen, den beruflichen Gymnasien der Fachoberschulen sowie den Berufsfachschulen und der Ausbildung im Dualen System der beruflichen Bildung, liegt der Anteil der Ausgaben je Schüler/ Auszubildenden am BIP pro Kopf in Deutschland bei 37 % (OECD-Mittel 28 %).

An den Fachschulen, Fachhochschulen und Hochschulen des Tertiärbereichs in Deutschland werden je Schüler und Studierenden 41 % des BIP pro Kopf ausgegeben (OECD- Durchschnitt: 43 %). Hierbei bestehen jedoch deutliche Unterschiede zwischen dem Tertiärbereich B (u. a. Fachschulen und Schulen des Gesundheitswesens) mit 22 % und dem Tertiärbereich A (Universitäten und Fachhochschulen) mit 44 %. Deutschland liegt somit beim Tertiärbereich A um zwei Punkte über dem OECD-Mittel (42 %), während es im Tertiärbereich B deutlich darunter (29 %) liegt. 

Ein deutlich anderes Bild ergibt sich für den Tertiärbereich jedoch, wenn nur die lehrbezogenen Bildungsausgaben betrachtet werden, die Ausgaben für Forschung und Entwicklung also nicht mit einbezogen werden. Dann fallen die Ausgaben pro Schüler/Studierenden im Tertiärbereich im Verhältnis zum BIP pro Kopf auf 25 % und liegen damit sowohl unter dem entsprechenden OECD-Mittel (34 %) als auch unter dem Anteil der Ausgaben pro Auszubildenden/Schüler des deutschen Sekundarbereichs II.

Gute öffentliche Unterstützung für Schüler und Studierende

Leistungsfähige Bildungssysteme müssen für Menschen unabhängig von deren finanziellen Voraussetzungen offen stehen. Damit junge Menschen sich optimal entwickeln können, muss die Förderung frühzeitig beginnen. In Deutschland wurden im Jahr 2002 5 % der öffentlichen Bildungsausgaben zur Unterstützung von Lernenden in Bereichen unterhalb des Tertiärbereichs verwendet. Deutschland lag damit über dem OECD-Durchschnitt von 3,4 %.

Die finanziellen Hilfen in Deutschland steigen im Tertiärbereich (Fachschulen, Fachhochschulen und Hochschulen) und liegen mit einem Gesamtanteil von 16,6 % geringfügig über dem OECD-Durchschnitt (16,5 %). In Deutschland werden diese Hilfen überwiegend als Zuschüsse ge-währt.

Diese im internationalen Vergleich gute Position Deutschlands ist auch eine Folge der großen BAföG-Reform des Jahres 2001. Auch hier sind für die nächsten Jahre weitere positive Effekte zu erwarten, die erst in den zukünftigen Ausgaben von Bildung auf einen Blick abgebildet werden können. Zwischen 1998 und 2003 betrug der Zuwachs bei den Geförderten nahezu 50 %. Bund und Länder verdoppelten im selben Zeitraum die Ausgaben für die Ausbildungsförderung von 1,2 Milliarden Euro auf über 2 Milliarden Euro. 2004 stiegen die BAföG-Leistungen weiter um 4,3 %. Der Anteil der Vollgeförderten – also derjenigen, die den Förderhöchstsatz erhalten – ist auf nahezu die Hälfte aller Geförderten (48,7 %) gestiegen.

Zahl der Studienanfänger und Hochschulabsolventen weiter gestiegen 

Die BAföG-Reform ist ein wichtiger Baustein unter den Maßnahmen, die dazu geführt haben, dass die Zahl der Studienanfänger in den vergangenen Jahren in Deutschland deutlich größer geworden ist. Während im Jahr 1998 die Studienanfängerquote in Deutschland bei lediglich 28 % lag, nahmen im Jahr 2003 in Deutschland schon 36 % eines Altersjahrgangs ein Studium auf. Dieser Wert lag zwar immer noch unter dem Durchschnitt aller OECD-Staaten (53 %). Der positive Trend setzt sich aber weiter fort. So betrug die Studienanfängerquote in Deutschland im Jahr 2004 bereits 38 %.

Erfreulich ist die Entwicklung der Abschlussquote an Fachhochschulen und Universitäten. Sie ist von 16 % eines Altersjahrgangs im Jahr 1998 auf 19,5 % im Jahr 2003 gestiegen. Der Durchschnitt der OECD-Staaten betrug 32,2 %. Zwar liegt Deutschland damit immer noch auf einem hinteren Platz. Die steigenden Studienanfängerzahlen werden sich in den nächsten Jahren positiv bei den Absolventenzahlen niederschlagen. Sie werden insbesondere auch durch die vermehrte Wahl von Bachelor- und Masterstudiengängen, deren stärkere Strukturierung einen früheren berufsqualifizierenden Abschluss erlaubt, ansteigen. Im Jahr 2003 nahmen bereits 34 000 Personen und damit 9 % der Studienanfänger einen Bachelor- oder Masterstudiengang auf.

Deutsche Hochschulen attraktiv für ausländische Studierende

Der steigende Bedarf an hochqualifizierten Fachkräften wird in den nächsten Jahren den internationalen Wettbewerb um die besten Studierenden verschärfen. Deutschland hat sich dafür gut positioniert. So wählen bereits 11 % aller Studierenden in der OECD, die nicht in dem Land ihrer Nationalität studieren, ihren Studienplatz in Deutschland. Damit liegt Deutschland an dritter Stelle der beliebtesten Gastländer hinter den Vereinigten Staaten (28 %) und dem Vereinigten Königreich (12 %). Die konzertierte Aktion „Internationales Marketing für den Bildungs- und For-schungsstandort Deutschland“ und das DAAD-Projekt „Initiative GATE (Guide for Academic Training and Education)“ haben wesentlich dazu beigetragen. Deutsche Hochschulen gehören zu den klaren Gewinnern des internationalen Austauschs von Studierenden. Inzwischen ist mehr als jeder zehnte Studierende in Deutschland ein Ausländer. Ihr Anteil stieg von 1998 bis 2003 um ein Drittel von 8,2 % auf 10,7 %. Zum Vergleich: In den Vereinigten Staaten liegt der Anteil bei 3,5 % (nach 3,2 % im Jahr 1998) und im Ländermittel der OECD-Staaten beträgt der Anteil 6,4 % (5,8 % im Jahr 1998); er ist damit sowohl in den Vereinigten Staaten als auch im Ländermittel weniger stark gewachsen als in Deutschland.

Schulstudie PISA 2003: Deutschland holt auf

Bildung auf einen Blick 2005 greift auch Schwerpunkte der Schulleistungsstudie PISA 2003 auf. In den Bereichen Mathematik und Naturwissenschaften wurden Verbesserungen erreicht. Sie sind eine Bestätigung der Arbeit der deutschen Schulen in den vergangenen Jahren. So zeigen die 15-jährigen Schülerinnen und Schüler gute Fähigkeiten, Probleme zu lösen, eine entscheidende Grundlage für das Lernen und die erfolgreiche Teilhabe an der Gesellschaft. Deutschland erreicht hier einen Platz im oberen Mittelfeld.

Im Bereich der Mathematik erreicht Deutschland nach dem schlechten Abschneiden bei PISA 2000 inzwischen einen Platz im Mittelfeld bei PISA 2003. Im Untersuchungsbereich „Quantitatives Denken“ liegt das Durchschnittsergebnis der Schüler in Deutschland sogar über dem OECD-Durchschnitt.

Die Reformbemühungen im deutschen Bildungssystem wirken. Zur Stärkung der mathematischen und naturwissenschaftlichen Kompetenz wird das von Bund und Ländern gemeinsam entwickelte SINUS-Programm in den Schulen weiter ausgebaut. Einen entscheidenden Beitrag leisten die von den Ländern beschlossenen sieben Handlungsfelder zur Qualitätsverbesserung des Bildungswesens, insbesondere die bundesweiten Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz. Zur Weiterentwicklung, Normierung und Prüfung der Standards haben die Länder das Institut zur Qualitätssicherung im Bildungswesen (IQB) an der Humboldt-Universität zu Berlin gegründet. 

Unbefriedigend bleibt, dass der sozio-ökonomische Hintergrund der Schüler in Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten einen nach wie vor stärkeren Einfluss auf den Erwerb bestimmter Kompetenzen hat. Für Deutschland bleibt die Verbesserung der Leistungsergebnisse - auch durch die Entkopplung von sozialer Herkunft und erreichter Kompetenz - die große Herausforderung in der Bildungspolitik. Die Kultusministerkonferenz hat hierzu entscheidende Reformschritte eingeleitet. Diese zielen vor allem auf die frühe, differenzierte und individuelle Förderung vor und während der Schulzeit, insbesondere von Kindern und Jugendlichen aus bildungsbenachteiligten Familien. Hierzu tragen das Ganztagsschulprogramm der Bundesregierung und die Ganztagsschulangebote der Länder entscheidend bei. Allein im Jahr 2004 stieg die Anzahl der Ganztagsschüler um 12 %.

„Bildung auf einen Blick“ kann zum Preis von 58,00 € erworben werden bei:

SFG Servicecenter Fachverlage

Holzwiesenstr. 2

72127 Kusterdingen

Tel: 07071 9353-69

Fax: 07071 9353-93

Email: bestellungen@elsevier.de
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